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Fusion ENERGIERIED und GGEW 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Anwachsung der ENERGIERIED GmbH & Co. KG („ENERGIERIED“) auf die Gruppen-
Gas - und Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft („GGEW AG“) sowie den im Vorfeld not-
wendigen und nachfolgend dargestellten gesellschaftsrechtlichen Vorgängen wird be-
schlossen: 
 

1. Die Beteiligungsgesellschaft Lampertheim (BGL) gründet zusammen mit der 
ENERGIERIED Verwaltungs GmbH („ENERGIERIED VERWALTUNG“) die 
WASSERRIED GmbH & Co. KG („WASSERRIED“). Sie und die Stadt Bürstadt ha-
ben ihre Kommanditanteile an der ENERGIERIED an die WASSERRIED gegen Ge-
währung von Kommanditanteilen an der WASSERRIED im Rahmen einer Ausglie-
derung zu übertragen. (Anlage 1 S. 4 Nr. 1 u. 2) 

2. Die BGL hat die von ihr an der GGEW AG gehalten Aktien ebenfalls an die 
WASSERRIED zu übertragen. (Anlage 1 S. 6 Nr. 4) 

3. Die ENERGIERIED hat ihre Wasserversorgungsanlagen an die WASSERRIED mit-
samt den dazugehörigen Verträgen (Abrechnungsdienstleistungsverträge, Kun-
denverträge etc.) zu veräußern. Zusätzlich hat die WASSERRIED das Eigenkapital 
der ENERGIERIED zu stärken. (Anlage 1 S. 7/8 Nr. 5 u. 6) 

4. Die WASSERRIED hat die von ihr an der ENERGIERIED gehaltenen Kommanditan-
teile an die GGEW AG gegen Gewährung von Aktien an der GGEW AG im Rahmen 
einer Einbringung zu übertragen. (Anlage 1 S. 9 Nr. 7)  

5. Die GGEW AG wird durch den Austritt der ENERGIERIED VERWALTUNG als Kom-
plementärin der ENERGIERIED Rechtsnachfolgerin der ENERGIERIED im Wege der 
Anwachsung nach § 738 BGB werden. (Anlage 1 S. 10 Nr. 8) 

6. Der Gesellschaftsvertrag der ENERGIERIED VERWALTUNG wird angepasst. Die 
Firma wird in „WASSERRIED Verwaltungs-GmbH“ geändert und die die notweni-
gen Anpassungen wegen des Ausscheidens der GGEW AG werden vorgenommen. 
(Anlage 1 S. 10 Nr. 9) 

 
Die Änderung der §§ 5 (Grundkapital und Aktien) und 8 (Zahl, Wahl und Ausscheiden der 
Mitglieder) der Satzung der GGEW AG wird beschlossen. 
Der Magistrat wird mit dem Abschluss eines Konsortialvertrags mit folgenden wesentli-
chen Eckpunkten beauftragt: 
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- Es wird eine partnerschaftliche, konstruktive und loyale Zusammenarbeit verein-
bart. 

- Ziel ist ein integriertes Versorgungsunternehmen, das den Bürger*innen und den 
Unternehmen wettbewerbsfähige Leistungen aus einer Hand anbieten kann. 

- Das Unternehmen wird nach wirtschaftlichen Grundsätzen geführt. Die GGEW AG 
wird unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Unternehmensführung 
das kulturelle Leben in den Partnergemeinden auch weiterhin fördern. 

- Der Unternehmensname GGEW AG und die Rechtsform einer Aktiengesellschaft 
bleiben erhalten. 

- Es gibt nur einen Vorstand. Der bisherige Geschäftsführer der ENERGIERIED wird 
Bereichsleiter mit Prokura. 

- Der Aufsichtsrat wird auf 15 Sitze erweitert. Ein Sitz erhält – zunächst auf zwei Jah-
re befristet - eine Energiewirtschaftsexpert*in. 

- Die GGEW AG hat ihren Sitz in Bensheim, der Standort Lampertheim bleibt erhal-
ten. 

- Die Produktmarke „ENERGIERIED“ wird in ihrer jetzigen Form drei Jahre fortge-
führt. 

- Jeglicher Leistungsaustausch zwischen der GGEW AG und den Partnergemeinden 
erfolgt stets zu marktüblichen Bedingungen. 

- Der Steuerliche Querverbund mit der bisherigen Verrechnungspraxis wird fortge-
führt. 

- Das Wassergeschäft der ENERGIERIED wird in die sich ausschließlich im Besitz 
der Städte Lampertheim und Bürstadt befindliche neue Gesellschaft WASSERRIED 
transferiert. Dort werden auch die Anteile der beiden Gesellschafter an der GGEW 
AG gebündelt. 

- In Bezug auf den heutigen Wasserliefervertrag von ENERGIERIED mit der EWR si-
chert die WASSERRIED der GGEW AG im Sinne einer „Freistellungserklärung“ 
vertraglich zu, für alle Risiken/Kosten aus dem laufenden Verfahren aufzukommen. 

- Die Gewerbesteuer wird anhand der bestehenden Strukturen verteilt, damit implizit 
Umsätze und Ertragskraft in den Konzessionsgebieten, Gesellschafterstellung und 
Sonderaspekte (z.B. Mitarbeiter*innen) berücksichtigt werden. 

- Bei Klärungsbedarf zum Konsortialvertrag hat jede Kommune das Recht den Kon-
sortialbeirat, bestehend aus den Bürgermeister*innen der sieben Kommunen, ein-
zuberufen. 

- Der Erstvertragslaufzeit beträgt 20 Jahre. 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Die Stadt Lampertheim ist über die BGL aktuell mit 4,08 % Aktionärin der GGEW AG. 
 
Die GGEW AG beabsichtigt, mit der ENERGIERIED, Lampertheim, gesellschaftsrechtlich zu-
sammenzugehen. Davon ausgenommen ist lediglich die Wassersparte der ENERGIERIED, die 
in einer eigenständigen Gesellschaft (in 100% Besitz der Städte Lampertheim und Bürstadt) 
verankert wird.  
 
An der ENERGIERIED hält die GGEW AG bereits einen Anteil von 34,5 %. Die anderen Anteile 
liegen bei der Stadt Lampertheim (40,4 %) und der Stadt Bürstadt (25,1 %). In dieser Beteiligung 
sowie in der Überkreuzbeteiligung GGEW AG/ ENERGIERIED (die Stadt Lampertheim ist über 
die Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim zu 4,08% an der GGEW AG beteiligt) spie-
gelt sich bereits die strategische Ausrichtung der GGEW AG wider.  
 
Die Verschmelzung der ENERGIERIED auf die GGEW AG zielt darauf ab, die GGEW AG lang-
fristig als integriertes Versorgungsunternehmen am Markt zu platzieren, das den Bürgern und 
den Unternehmen der beteiligten Partnergemeinden wettbewerbsfähige Leistungen aus einer 
Hand anbieten kann. Gegenstand des Unternehmens ist im Rahmen der allgemeinen Daseins-
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vorsorge die Versorgung der Bevölkerung mit Energie, Wasser und Wärme einschließlich aller 
damit jeweils zusammenhängenden Tätigkeiten sowie die Erbringung von Dienstleistungen in 
diesen Geschäftsfeldern. Hierzu zählen u. a. der Betrieb von Elektrizitäts-, Gas- und Wasserver-
sorgungsanlagen, die Errichtung, der Erwerb, die Pacht und der Betrieb von Anlagen zur Erzeu-
gung, zum Bezug und zur Abgabe von Elektrizität, Gas, Wasser, Wärme sowie Nebenprodukten 
aller Art. Die Gesellschaft kann in diesem Rahmen auch in verwandten Wirtschaftszweigen, ins-
besondere in den Bereichen Bäder, Telekommunikation, Verkehr und Immobilienwirtschaft tätig 
werden. Die GGEW AG hat den Anspruch, die Kommunen bei der Bewältigung der Energie-
wende (insbesondere Wärmewende) und bei infrastrukturellen Herausforderungen zu unterstüt-
zen. 
 
Die GGEW AG ist insoweit berechtigt, sofern rechtlich möglich und wirtschaftlich sowie tech-
nisch sinnvoll, u.a. ökologisch und energetisch nachhaltige und verbrauchsarme Stadtquartiere 
mit Hilfe von zukunftsfähigen Energiekonzepten (z. B. Nahwärmenetze) zu errichten. Dies gilt 
sowohl für den Bereich der Erschließung neuer Baugebiete als auch für die nachhaltige Verdich-
tung von Bestandsgebieten. 
 
Des Weiteren ist man sich in der Branche ebenfalls einig, dass die kommunal zersplitterte 
Stadtwerkelandschaft möglichst regional gebündelt werden muss, um langfristig den Wettbe-
werbsdruck im Vertrieb, dem Kostendruck in den Netzen und schließlich den Investitionsnot-
wendigkeiten bei der Energiewende (Smart Grids, E-Mobilität, Wärmewende etc.) und dem er-
forderlichen Ausbau der Erneuerbaren Energien erfolgreich zu begegnen.  
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Gesellschaftsrechtlich notwendige Schritte 
 
Das gesellschaftsrechtliche Vorgehen gliedert sich in folgende Schritte: 
 

1. Die GGEW AG veräußert die von ihr an der ENERIGERIED VERWALTUNG gehaltenen 
Geschäftsanteile an die BGL und die Stadt Bürstadt. 

2. Die BGL gründet zusammen mit der ENERGIERIED VERWALTUNG die WASSERRIED 
GmbH & Co. KG („WASSERRIED“). Sie und die Stadt Bürstadt haben ihre Kommanditan-
teile an der ENERGIERIED an die WASSERRIED gegen Gewährung von Kommanditan-
teilen an der WASSERRIED im Rahmen einer Ausgliederung übertragen.  

3. Die BGL hat die von ihr an der GGEW AG gehalten Aktien ebenfalls an die WASSERRIED 
übertragen. 

4. Die ENERGIERIED hat ihre Wasserversorgungsanlagen an die WASSERRIED mitsamt 
den dazugehörigen Verträgen (Abrechnungsdienstleistungsverträge, Kundenverträge etc.) 
veräußert. Zusätzlich hat die WASSERRIED das Eigenkapital der ENERGIERIED ge-
stärkt. 

5. Die WASSERRIED hat die von ihr an der ENERGIERIED gehaltenen Kommanditanteile 
an die GGEW AG gegen Gewährung von Aktien an der GGEW AG im Rahmen einer Ein-
bringung übertragen. 

6. Die GGEW AG ist durch den Austritt der ENERGIERIED VERWALTUNG als Komplemen-
tärin der ENERGIERIED Rechtsnachfolgerin der ENERGIERIED im Wege der Anwach-
sung nach § 738 BGB geworden.  
 

Nach dem Wirksamwerden der unter 1. bis 5. zuvor beschriebenen Vorgänge sind folgende Ak-
tionäre an der GGEW AG beteiligt: 
 

 
 
Die einzelnen Schritte können nochmals den als Anlage 1 beigefügten Erläuterungen entnom-
men werden. 
 
 
Chancen und Risiken der Fusion 
 
Mit der Fusion sollen die GGEW AG und die ENERGIERIED zukunftsfähig aufgestellt werden, 
um gemeinsam für die Herausforderungen in der Zukunft gerüstet zu sein. Schließlich kann die 
GGEW AG durch die Integration mit der ENERGIERIED das geplante werthaltige Wachstum in 
der Region umsetzen. Dadurch, dass sich beide Unternehmen über die schon jahrelange Zu-
sammenarbeit gut kennen, sind Erlös- und Kostensynergien gut zu realisieren und bilden ge-
meinsam mit der Verbesserung des Chancen-Risiko-Profils durch die weitere Verbreiterung der 
Geschäftsbasis, die Grundlage für eine stabile und wachsende Ausschüttungs- und Gewerbe-
steuerbasis zugunsten der beteiligten Kommunen. Arbeitsplatzsicherheit, gebündeltes energie-
wirtschaftliches Know-how und die Unterstützung der Kommunen bei der Wärmewende sind 
weitere wichtige Attribute des Vorhabens.  
In Summe entsteht ein schlagkräftiges Energieversorgungsunternehmen - eines der größten in 
Hessen - mit klarer regionaler Verwurzelung und vollständig in kommunalem Besitz. 
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Für das neue Unternehmen wird eine stabile, wachsende Ertragsbasis erwartet. Daraus lassen 
sich für alle Aktionäre steigende Dividenden ableiten. Auf die bereits vorliegende Präsentation 
zur Infoveranstaltung am 14.10.2022, Folie 32, wird verwiesen. 
 
Für die Gewerbesteuerzerlegung wird gemeinsam ein Schlüssel festgelegt. Der Schlüssel wurde 
anhand der bestehenden Strukturen austariert, damit implizit Umsätze und Ertragskraft in den 
Konzessionsgebieten, Gesellschafterstellung und Sonderaspekte (z.B. Mitarbeiter*innen) be-
rücksichtigt werden. In regelmäßigen Abständen (alle 3 Jahre) ist die Verteilungssystematik im 
Hinblick auf die Angemessenheit zu überprüfen. 
 
Insgesamt gehen die Planungsrechnungen von einer Steigerung der Gewerbesteuereinnahmen 
für alle Aktionäre aus. Auf die bereits vorliegende Präsentation zur Infoveranstaltung am 
14.10.2022, Folie 34, wird verwiesen. 
 
Darüber hinaus liegt der Fokus der Verschmelzung eindeutig auf der Region (insbesondere auf 
den Landkreisen Bergstraße und Darmstadt/Dieburg). Das bedeutet insbesondere, dass für die 
fusionierte Gesellschaft GGEW AG der Schwerpunkt der für den Geschäftsbetrieb notwendigen 
Beauftragungen bei regionalen Handwerksbetrieben, Dienstleistern und Baufirmen liegt. Auch 
bei ihren bisherigen Engagements (u.a. Netzbetrieb, Bau von PV-Anlagen, Glasfaserausbau und 
Immobilien) beauftragt die GGEW AG bevorzugt regionale Firmen. Zudem bietet das ver-
schmolzene Unternehmen ein Vehikel zur Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit. 
 
 
Satzungsänderung 
 
Für die Verschmelzung ist eine Änderung der Satzung der GGEW AG u.a. in folgenden Punkten 
notwendig:  
 
- § 5 Grundkapital und Stückaktien 
- § 8 Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates 
 
Eine Gegenüberstellung der bisherigen Satzung und der zu beschließenden Änderungen ist der 
Vorlage als Anlage 2.1 beigefügt. 
 
Der Gesellschaftsvertrag der neu zugründenden WASSERRIED entspricht vollständig dem Ge-
sellschaftsvertrag der ENERGIERIED. Die wegen der Änderung des Unternehmensgenstandes 
und der alleinigen Kommanditistenstellung der BGL und der Stadt Bürstadt in der 
WASSERRIED erforderlichen Anpassungen sind in der beigefügten Synpose dargestellt. Ent-
sprechendes gilt für die Änderungen im Gesellschaftsvertrag ENERGIERIED VERWALTUNG.  
 
Die Synopsen sind der Vorlage als Anlage 2.1, 2.2 und 2.3 beigefügt. 
 
 
Konsortialvertrag 
 
Weiterhin soll auch ein Konsortialvertrag abgeschlossen werden. Dieser dient dazu, dass Innen-
verhältnis der an der Fusion beteiligten Partner zu regeln. Rechte und Pflichten untereinander 
werden festgelegt. 
 
Die wesentlichen Eckpunkte ergeben sich aus dem Beschlussvorschlag. 
 
Wir möchten darauf hinweisen, dass der Konsortialvertrag auf der engen Zeitschiene weiteren 
klarstellenden Änderungen unterliegen kann. Diese werden im Einklang mit dem Unternehmens- 
und Fusionskonzept vom 14. September 2022 stehen. 
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Einbindung der kommunalen Entscheidungsträger*innen 
 
Es war den Beteiligten (Energieversorgungsunternehmen wie auch Bürgermeister*innen der 
Aktionärskommunen) sehr wichtig, die Kommunalpolitik der Aktionärskommunen mitzunehmen 
und über die Absichten einer Fusion zu informieren und Fragen umfassend zu beantworten.  
 
Aus diesem Grunde gab es für alle Entscheidungsträger (insbesondere für die Mitglieder der 
Gemeindevorstände, Magistrate bzw. Fraktionsvorsitzende und HFA-Mitglieder) drei Informati-
onsveranstaltungen am 23.03.2022, am 25.07.2022 und am 14.10.2022, in denen über den ak-
tuellen Sachstand berichtet und Fragen beantwortet wurden.  
 
Im Vorfeld zur finalen Beschlussfassung im ersten Quartal 2023 in jeder Aktionärskommune die 
Möglichkeit der Einreichung von weiteren Fragen eingeräumt, die beantwortet wurden. Weiterhin 
fanden in jeder Aktionärskommune weitere Info-Termine mit dem Vorstand der GGEW AG bzw. 
Energieried zusammen mit den Fraktionen statt. In Lampertheim war dies z. B. am 25.01.2023. 
Auch wurde umfangreiches Info-Material (Präsentationen zu den Info-Veranstaltungen -Konzept 
Fusion- den Mandatsträgern zur Verfügung gestellt).  
 
 
Stellungnahmen der örtlichen Handwerkskammern, Industrie- und Handelskammern so-
wie Verbänden 
 
Ferner ist nach § 121 Abs. 6 HGO vor der Befassung in der Gemeindevertretung den örtlichen 
Handwerkskammern, Industrie- und Handelskammern sowie Verbänden Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben, soweit ihr Geschäftsbereich betroffen ist. Die Stellungnahmen sind der 
Gemeindevertretung zur Kenntnis zu geben.  
 
Mit Schreiben von 06.12.2022 haben wir daher die IHK Darmstadt Rhein Main Neckar und die 
Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main Main - wie mit der Kommunalaufsicht besprochen - mit 
der Bitte um Stellungnahmen zur geplanten Fusion angeschrieben. Die entsprechenden Stel-
lungnahmen sind als Anlagen 3 und 4 beigefügt.  
 
 
Einbindung Kommunalaufsicht 
 
Die geplante Fusion wurde vorab mit der Kommunalaufsicht des Kreises Bergstraße erörtert. Es 
besteht zwar keine Genehmigungspflicht durch die Kommunalaufsicht, jedoch ist die Fusion 
nach § 127a HGO anzuzeigen. Dies erfolgt formal nach der Beschlussfassung in den kommuna-
len Gremien.  
 
Vorab wurde bereits von der Kommunalaufsicht signalisiert, dass grundsätzlich keine Bedenken 
bestehen.  
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1: Erläuterungen Schritte der Fusion 
Anlage 2.1: Synopse Satzung der GGEW AG 
Anlage 2.2: Synopse Gesellschaftsverträge WASSERRIED VERWALTUNGS-GmbH 
Anlage 2.3: Synopse Gesellschaftsverträge WASSERRIED GmbH & Co.KG 
Anlage 3: Stellungnahme der IHK Darmstadt Rhein Main Neckar 
Anlage 4: Stellungnahme der Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main 
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Erstellt Gesehen freigegeben  
  

(Brechenser) 
Sachbearbeitung 

(Ruh) 
Fachbereichsleitung 

(Störmer) 
Bürgermeister 

 
 
Besondere Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche (§ 3 Kinderrechtesatzung):  
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen zu Lasten des städtischen Haushalts: 
 
 
 

 
1.  Buchungsstelle   
  bereitgestellte Mittel  EUR 
  noch verfügbare Mittel  EUR 
2.  Nicht ausreichende verfügbare Mittel   

  
( ) 

Bei nicht ausreichenden verfügbaren Mitteln kann die Mittelde-
ckung durch Mehrerträge / Wenigeraufwendungen in Höhe von  
bei der Buchungsstelle                                                               
erfolgen. 

  
EUR 

 ( ) Die Mitteldeckung muss in Höhe von  
durch über- / außerplanmäßige Bewilligung gemäß Beschlussvor- 
schlag erfolgen 

 EUR 

3.  Investitionsmaßnahmen   
 ( ) Die bisherigen Auftragsvergaben bewegen sich im Rahmen des 

Kostenvoranschlages und es ist derzeit keine Überschreitung der 
Gesamtkosten erkennbar. 

  

 ( ) Die bisherigen Auftragsvergaben lassen erkennen, dass die ur-
sprünglich projektierten Mittel nicht ausreichend sein werden.  
Nach dem derzeitigen Stand werden sich die Gesamtkosten um 
erhöhen. 

  
 
EUR 

4.  Folgekosten   
 ( ) Die Maßnahme verursacht keine Folgekosten in kommenden 

Haushaltsjahren 
  

 ( ) Die Maßnahme verursacht Folgekosten in kommenden Haushalts-
jahren, bestehend aus 

  

  Personalaufwendungen   EUR 
  Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen   EUR 
  Finanzierungsaufwendungen   EUR 
  Sonstige Aufwendungen  EUR 
5. ( ) Keine finanziellen Auswirkungen    
 
Die Begründung für die Entstehung der Folgekosten ist aus dem Vorlagentext zu entnehmen. 

 
 




